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Vorwort

Das nicht immer spannungsfreie Verhältnis von Ethik und Recht als normati-
ven Wissenschaften beschäftigt seit alters her Jurisprudenz wie Philosophie 
und bildet folgerichtig den Gegenstand zahlloser wissenschaftlicher Abhand-
lungen. Hingegen werden die Spezifi ka, die bei Schaffung und Analyse recht-
licher Rahmenbedingungen im Bereich der modernen Lebenswissenschaften 
aus der Interaktion von Recht und Bioethik resultieren, eher punktuell und 
dann auch nur für einzelne Teilrechtsgebiete beleuchtet.

Die vorliegende Arbeit, die im Wintersemester 2008/2009 von der Rechts- 
und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn als Habilitationsschrift angenommen wurde, will vor diesem 
Hintergrund einen Beitrag zur Klärung der Frage leisten, welche Rolle „die“ 
Bioethik im Kontext positiver Normierung der „life sciences“ einnimmt bzw. 
einnehmen darf. Dabei ruht der Blick bewusst nicht auf allzu oft durch natio-
nale Besonderheiten geprägten Debatten, wie sie sich in Deutschland etwa bei 
Verabschiedung und Modifi kation des Stammzellgesetzes entfaltet haben. 
Vielmehr werden, der internationalen Dimension und Relevanz der Thematik 
korrespondierend, supranationale und völkerrechtliche Regulierungsansätze 
in prononcierter Weise in die Untersuchung einbezogen.

Herzlich danken möchte ich zunächst meinem akademischen Lehrer, Herrn 
Prof. Dr. Matthias Herdegen, der mit Anregungen und konstruktiver Kritik 
stets fordernd und fördernd zur Seite stand, mir aber gleichwohl in großzü-
giger Weise die für die Ausarbeitung unverzichtbaren wissenschaftlichen Frei-
räume beließ. Dank gebührt darüber hinaus Herrn Prof. Dr. Dr. Wolfgang 
Durner LL.M. für wertvolle Hinweise und eine überaus rasche Anfertigung 
des Zweitgutachtens. Ferner gilt mein Dank den Kollegen am Institut für Wis-
senschaft und Ethik für die Schaffung einer ungemein kreativen Atmosphäre 
interdisziplinärer Zusammenarbeit und dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung für die Förderung der von mir geleiteten Forschungsgruppe.

Mein besonderer und in Worten kaum zu fassender Dank gilt jedoch meiner 
Frau Stefanie, die mir in unnachahmlicher Weise stets eine ebenso verlässliche 
wie selbstlose Stütze war. Ihr und unseren Kindern Julian und Valerie ist diese 
Arbeit gewidmet.

Bonn, im Frühjahr 2010 Tade Matthias Spranger
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Kapitel 1

Bioethik: Gestalt und Gehalt

A. Einleitung

Die Entwicklung der Menschheit wird nach einer weit verbreiteten Einschät-
zung im 21. Jahrhundert besonders eng mit dem im Bereich der Bio- und Gen-
technologie erzielten Fortschritt verknüpft sein. Insbesondere in den Sektoren 
Medizin, Tiermedizin und Viehzucht sowie im Agrarnahrungsmittelsektor ist 
die Biotechnologie schon vor Jahren zu einer der innovativsten und zukunfts-
trächtigsten Technologien avanciert1. Die Auswirkungen dieser Entwicklung 
betreffen alle Bereiche menschlicher Existenz. Während Verfahren wie etwa 
die Präimplantationsdiagnostik, die Forschung mit embryonalen Stammzellen 
oder das reproduktive Klonen bereits im Zeitpunkt der Entstehung mensch-
lichen Lebens ansetzen und hierdurch oftmals Befürchtungen hinsichtlich ei-
ner Modifi zierung überkommener und bewährter Schutzstandards wecken, 
zeitigen die Möglichkeiten einer genetischen Modifi kation im Wege der soma-
tischen Gentherapie, der biotechnologisch unterstützten Züchtung von Gewe-
ben oder Organen, des Einsatzes genetischer Tests im Arbeits- oder Versiche-
rungswesen, oder die Produktion genetisch modifi zierter Nahrungsmittel 
schon für die heutige Generation Auswirkungen.

Die sich hierdurch stellenden, vielschichtigen Herausforderungen sind in 
der öffentlichen Wahrnehmung vor allem sozialer und gesellschaftlicher Art, 
lassen sich aber tatsächlich nicht auf diese Sektoren begrenzen. So spielt etwa 
die ökonomische Perspektive eine gewichtige Rolle bei der Weiterentwicklung 
biotechnologischer Verfahren. Die Züchtung ertragreicherer oder gegen 
Schädlinge bzw. bestimmte Umwelteinfl üsse resistenter Pfl anzen kann hier 
ebenso beispielhaft genannt werden wie die durch den Einsatz stammzellge-
stützter Verfahren erhoffte Therapierbarkeit bislang unheilbarer „Volkskrank-
heiten“2.

Diese Facette der Thematik öffnet zugleich den Blick für weitere, etwa pa-
tentrechtliche Implikationen. So wird der Frage nach dem hinreichenden 

1 Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den rechtlichen Schutz biotech-
nologischer Erfi ndungen“, ABl.  Nr. C 295 v. 7.  10. 1996, S.  11.

2 Ebenso ergeben sich Behandlungsoptionen für sogenannte „Orphankrankheiten“, die 
sich durch einen besonderen Seltenheitsgrad auszeichnen.
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Schutz biotechnologischer Erfi ndungen durch die Europäische Union grundle-
gende Bedeutung für die industrielle Entwicklung der gesamten Gemeinschaft 
beigemessen3. Die insbesondere aus dem Kreis der Industriestaaten forcierte 
Forderung nach einem möglichst umfassenden Schutz geistigen Eigentums im 
Bereich von Biomedizin und Biotechnologie stößt andererseits bei den soge-
nannten Entwicklungsländern auf deutliche Kritik. Beispielsweise wird der 
Patentschutz für genetische Ressourcen von den die Ressourcen liefernden 
Staaten in vielen Fällen als Übervorteilung empfunden und im Gegenzug eine 
angemessene Beteiligung an den durch die gewerbliche Verwertung erwach-
senden Vorteilen durch Etablierung sogenannter „Access and Benefi t Sharing-
Systeme“ (ABS-Systeme) eingefordert.

Neben diesen auch als „Biopiraterie“ oder „Biokolonialismus“ bezeichne-
ten Erscheinungen ergeben sich weitere Probleme mit Blick auf die Patentie-
rung hochtechnologischer Arzneimittel. Hier kann die – nicht zuletzt auch 
durch den absoluten Charakter patentrechtlichen Stoffschutzes beförderte – 
Einräumung eines faktischen Monopols für den Erfi nder aus Sicht der betrof-
fenen Staaten dazu führen, daß eine adäquate Versorgung mit medizinischen 
Wirkstoffen etwa zur Bekämpfung von AIDS nicht sichergestellt werden kann. 
Zwar greift diese Bewertung schon deshalb zu kurz, weil es ohne Schutz des 
geistigen Eigentums wahrscheinlich gar nicht erst zur Entwicklung derartiger 
Wirkstoffe gekommen wäre, und darüber hinaus auch der Wegfall patent-
rechtlichen Schutzes nicht die zur Produktion der entsprechenden Medika-
mente erforderlichen Mittel freisetzen würde; gleichwohl verdeutlicht die Dis-
kussion den Vorwurf „westlicher Prägung“ des geltenden Patentrechts.

Ungeachtet dessen sehen viele Entwicklungsländer gerade mit Blick auf die 
häufi g prekäre Ernährungssituation aber auch mögliche positive Effekte mo-
derner Bio- und Gentechnologie. Durch den Einsatz salz- oder hitzeresistenter 
Nutzpfl anzen ließen sich beispielsweise die zur Verfügung stehenden land-
wirtschaftlichen Nutzfl ächen deutlich erweitern. Zugleich läßt der vermehrte 
Einsatz gentechnisch modifi zierter Nutzpfl anzen aber auch Befürchtungen 
etwa mit Blick auf vetragsrechtliche Abhängigkeiten von großen Saatgutpro-
duzenten sowie hinsichtlich einer Verdrängung heimischer Pfl anzensorten 
durch sich als dominant erweisende modifi zierte Arten aufkommen. Ein sol-
cher Prozeß könnte auf mittlere Sicht zu einer dramatischen Reduzierung der 
biologischen Vielfalt führen.

Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Erwartungen4 und Befürchtungen 
fi nden sich – auch unter hinreichender Berücksichtigung der allgemein reak-

3 So ausdrücklich Nr.  1 der Begründungserwägungen. Vgl. auch den gemeinsamen 
Standpunkt des Rates vom 26.  2. 1998, ABl.  Nr. C 110 v. 8.  4. 1998, S.  17 (26).

4 Mitunter wird freilich der sichere Eintritt bestimmter Entwicklungen prognostiziert, 
die derzeit allenfalls in Grundzügen als möglich erscheinen; so etwa Reiter, Ethik im Gen-
zeitalter, in: Herder Korrespondenz 2001, 12 ff.
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tiven Struktur des Rechts5 – verhältnismäßig spät die ersten spezifi schen Ko-
difi zierungen. Erst 1986 wurde in Dänemark das weltweit erste Regelungs-
werk verabschiedet, das die Gentechnik auf eine umfassende gesetzliche 
Grundlage gestellt hat6. Seitdem folgten nicht nur zahlreiche nationale Vorga-
ben; auch auf supra- und internationaler Ebene setzten Kodifi zierungspro-
zesse ein.  1990 wurden mit der EG-Systemrichtlinie7 sowie der EG-Freiset-
zungsrichtlinie8 zwei Regelungsinstrumentarien für einen größeren Rechts-
raum erlassen, die zumindest einige zentrale Fragen der Bio- und Gentechnik 
vereinheitlicht haben.  1997 hat die europäische Novel Food-Verordnung9 ei-
nen weiteren wichtigen Anwendungsbereich der Gentechnik regulatorisch er-
schlossen. Auf internationaler Ebene bestanden zu diesem Zeitpunkt kaum 
vergleichbare Bestimmungen. Erst das 1992 geschlossene Übereinkommen 
über die biologische Vielfalt10 berührt zumindest in Randbereichen11 Fragen 
der Bio- und Gentechnik.

Eine verstärkte Befassung des Rechts mit Fragen der Bio- und Gentechnolo-
gie ist auf internationaler Ebene erst seit dem Ende der 90er Jahre des vergan-
genen Jahrhunderts zu registrieren. So wurde 1997 das Europarats-Überein-
kommen über Menschenrechte und Biomedizin12 verabschiedet, das sich 
schlaglichtartig einigen Teilaspekten moderner biomedizinischer Entwicklun-
gen widmet. Ende desselben Jahres wurde von der UNESCO die – indes recht-
lich unverbindliche – „Allgemeine Erklärung über das menschliche Genom 

5 Enders, Probleme der Gentechnologie in grundrechtsdogmatischer Sicht, in: Melling-
hoff/Trute (Hrsg.), Die Leistungsfähigkeit des Rechts. Methodik, Gentechnologie, Interna-
tionales Verwaltungsrecht, 1988, S.  157 (161 und 197). Birnbacher, Bioethische Konsens-
bildung durch Recht? – Fragen an das Menschenrechtsübereinkommen zur Biomedizin, in: 
Taupitz (Hrsg.), Die Bedeutung der Philosophie für die Rechtswissenschaft, 2001, S.  51 
(55).

6 Vgl. Herdegen/Dederer, Dänemark/Erläuterungen, in: Herdegen (Hrsg.), Internatio-
nale Praxis Gentechnikrecht, IP-GenTR, Band  1, Stand: Dezember 2005, Teil  3 B I, Rn.  1.

7 Richtlinie des Rates vom 23. April 1990 über die Anwendung genetisch veränderter 
Mikroorganismen in geschlossenen Systemen (90/219/EWG), ABl.  EG NR. L 117 vom 
08.  05. 1990, S.  1 ff.; zuletzt ergänzt durch Entscheidung des Rates vom 08.  03. 2001 zur 
Ergänzung der Richtlinie 90/219/EWG hinsichtlich der Kriterien für die Feststellung, ob 
Typen genetisch veränderter Mikroorganismen sicher für die menschliche Gesundheit und 
die Umwelt sind (2001/204/EG), ABl.  EG Nr. L 73 vom 15.  03. 2001, S.  32 ff.

8 Richtlinie des Rates vom 23. April 1990 über die absichtliche Freisetzung genetisch 
veränderter Organismen in die Umwelt, ABl.  EG Nr. L 117 vom 08.  05. 1990, S.  15 ff.

9 Verordnung (EG) Nr.  258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates über neu-
wertige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten, ABl.  EG Nr. L 43 vom 14.  02. 
1997, S.  1 ff.

10 Siehe hierzu insbesondere das am 30. August 1993 verkündete Gesetz zu dem Über-
einkommen vom 5. Juni 1992 über die biologische Vielfalt, BGBl.  II, S.  1741 ff.

11 Siehe die Begriffsdefi nition in Art.  2 Abs.  3, sowie die Ausführungen in Art.  15 und 16 
des Übereinkommens.

12 Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hin-
blick auf die Anwendung von Biologie und Medizin: Übereinkommen über Menschenrechte 
und Biomedizin vom 4. April 1997, ETS No. 164.
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und Menschenrechte“ angenommen, die sich allerdings nur mit dem sehr spe-
zifi schen Bereich der Humangenomforschung befaßt. 1998 erfolgte nicht nur 
die Novellierung der EG-Systemrichtlinie in wesentlichen Fragen13; vielmehr 
wurde auch die sogenannte EG-Biopatentrichtlinie14 erlassen, die sich mit der 
Patentierbarkeit biotechnologischer Erfi ndungen befaßt. Im Jahre 2000 nah-
men 135 Staatenvertreter das sogenannte Biosafety-Protocol15 zum Überein-
kommen über die biologische Vielfalt an; Regelungsgegenstand ist vor allem 
die grenzüberschreitende Verbringung lebender modifi zierter Organismen. 
2001 und 2003 wurde sodann die EG-Freisetzungsrichtlinie völlig neuge-
faßt16. Darüber hinaus wurde 2003 auch die Novel Food-Verordnung wesent-
lich modifi ziert17; in diesem Jahr kam es schließlich auch zur Verabschiedung 
der „Internationalen Erklärung zu humangenetischen Daten“ durch die 
UNESCO18. 2005 ließ die UNESCO die „Erklärung zu Bioethik und Men-
schenrechten“ folgen. Im selben Jahr nahm die UN-Vollversammlung mehr-
heitlich die „Declaration on Human Cloning“19 an.

Eingebettet sind diese Aktivitäten in eine kaum noch zu überblickende Viel-
zahl sachverständiger Stellungnahmen und Regulierungsvorschläge, die etwa 
von nationalen Ethikräten, Ärztekammern, Akademien, regionalen Ethik-
kommissionen, aber auch von international beratenden Gremien – wie dem 
Internationalen Ausschuß für Bioethik der UNESCO (IBC), dem Zwischen-
staatlichen Ausschuß für Bioethik (ebenfalls der UNESCO, IGBC), dem Mi-
nisterkomitee des Europarates, dem Steering Committee on Bioethics des Eu-
roparates (CDBI) oder der die Kommission beratenden European Group on 

13 Richtlinie 98/81/EG des Rates vom 26. Oktober 1998 zur Änderung der Richtlinie 
90/219/EWG über die Anwendung genetisch veränderter Mikroorganismen in geschlos-
senen Systemen, ABl.  EG Nr. L 330 vom 05.  12. 1998, S.  13 ff.

14 Richtlinie 98/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 1998 
über den rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfi ndungen, ABl.  EG Nr. L 213 vom 30.  07. 
1998, S.  13 ff.

15 Hierzu: Spranger, Das Biosafety-Protocol, in: Wolff/Köck (Hrsg.), 10 Jahre Überein-
kommen über biologische Vielfalt – Eine Zwischenbilanz (Schriftenreihe Umweltrechtliche 
Studien/Studies on Environmental Law, Band  33), 2004, S.  89 ff.

16 Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. März 
2001 über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates, ABl.  EG Nr. L 106 vom 17.  04. 
2001, S.  1 ff.; Verordnung (EG) Nr.  1830/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung von genetisch 
veränderten Organismen und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch veränderten 
Organismen hergestellten Lebensmitteln und Futtermitteln sowie zur Änderung der Richt-
linie 2001/18/EG, ABl.  EG Nr. L 268 vom 18.  10. 2003, S.  24 ff.

17 Verordnung (EG) Nr.  1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
September 2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel, ABl.  EG Nr. L 
268 vom 18.  10. 2003, S.  1 ff.

18 International Declaration on Human Genetic Data.
19 Die Deklaration fi ndet sich als Anhang I zu den Empfehlungen des Sixth Committee 

(A/59/516/Add.1 vom 24.  02. 2005).
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Ethics in Science and New Technologies (EGE) – erarbeitet und publiziert 
werden.

Im Zuge dieser regen gesetzgeberischen und sonstigen regulatorischen Tä-
tigkeiten zeigt sich neben den bei jeder Normsetzung regelmäßig auftretenden 
Interpretations- und Umsetzungsschwierigkeiten hinaus ein besonderes Phä-
nomen. Kaum ein Regelungsgegenstand ist mit derart grundlegenden Hoff-
nungen und Ängsten befrachtet wie die moderne Bio- und Gentechnologie. 
Das Abwägen des konkreten Für und Wider gleicht so häufi g eher einer grund-
sätzlichen Diskussion über „Gut“ und „Böse“ als einer ausschließlich ratio-
nal-objektiven, gleichsam mit naturwissenschaftlicher Exaktheit messbaren 
Kriterien verpfl ichteten Sachdebatte. Der Prozeß der normativen Entschei-
dungsfi ndung gleitet demzufolge regelmäßig in Grundsatzdebatten ab, deren 
argumentatives Potential sich zu einem guten Teil aus philosophischem oder 
theologischem Vorverständnissen und Argumentationssträngen speist. Dieses 
Ineinandergreifen verschiedener Disziplinen zeigt sich nicht nur im Vorfeld 
gesetzgeberischer Tätigkeit, sondern schlägt sich mittlerweile auch mehr oder 
minder deutlich in den betreffenden Regelungen selbst nieder. Verschlagwor-
tet wird das Ringen um die „richtige“ Entscheidung im Bereich der Bio- und 
Gentechnologie unter dem Begriff der Bioethik.

Erstmals in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts aufgekommen20, fi ndet 
der Begriff gut 30 Jahre später weltweit geradezu infl ationäre Verwendung21. 
Jede auch nur im mittelbaren Umfeld der Bio- und Gentechnologie auftre-
tende Problematik wird auf ihre ethische Verantwortbarkeit oder gar Zuläs-
sigkeit hin untersucht. Lehrstühle, Forschungseinrichtungen22, Sachverständi-
genräte, Komitees und ähnliche Institutionen haben die Bioethik zu ihrem 
ausschließlichen Tätigkeitsfeld erkoren. Bereits jedes mit dem Humangenom 
befaßte Forschungsprogramm wies ein für die ethische Hinterfragung reser-
viertes Budget aus23; vergleichbar zeigt sich die Situation mittlerweile im Be-
reich der Etablierung und des Betriebs von Biobanken. Die hinreichende Ver-
dichtung korrespondierender Strukturen rechtfertigt so die Feststellung, daß 
um die Bioethik gleichsam eine komplette Branche entstanden ist24: Bioethik 

20 Ausführlich zur Entstehungsgeschichte im folgenden unter C. I. und II.
21 Honnefelder, Die Herausforderung der Bioethik: Zukünftige Humanität, in: Die poli-

tische Meinung 2001, 5 spricht von einer „zunehmenden Konjunktur“, welche die Ethik in 
den vergangenen Jahrzehnten weltweit erfahren habe.

22 Weltweit arbeiteten bereits vor mehreren Jahren mehr als 200 spezialisierte For-
schungseinrichtungen im Bereich der Bioethik; vgl. Kuhse/Singer, What is bioethics? A 
historical introduction, in: dies. (Hrsg.), A Companion to Bioethics, 2001, S.  3 (10).

23 Lenoir, French, European, and International Legislation on Bioethics, in: Suffolk Uni-
versity Law Review 1993, 1249 (1263).

24 Interessanterweise spielt in den zentralen Darstellungen, die sich mit der Entstehung 
der Bioethik befassen, der fi nanzielle Aspekt eine für wissenschaftliche Abhandlungen un-
gewohnt wichtige Rolle. In der Regel beziehen sich die Ausführungen detailliert auf den 
Prozeß des „fund raising“ (so etwa Callahan, The Hastings Center and the Early Years of 
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hat Hochkonjunktur25. Oder genauer, um der wissenschaftlichen Ausrichtung 
der Befassung hinreichend Rechnung zu tragen: Die Bioethik ist mehr als eine 
bloße Bewegung26; sie ist – entgegen aller Kritik27 – zur eigenen Wissenschafts-
richtung avanciert28, die mittlerweile auch Sub-Disziplinen wie etwa die „kli-
nische Bioethik“29, die „Roboethik“30, oder die „Neuroethik“31 aufweist bzw. 
sich – beispielsweise im Bereich der Nanotechnologie32 – neue Anwendungs-
felder erschließt.

Als Wissenschaftszweig kann sich die Bioethik nur dann dauerhaft etablie-
ren, wenn ihr Untersuchungsgegenstand weder temporär noch sachlich be-
schränkt ist. Die Ankoppelung bioethischer Fragestellungen an die rasch fort-
schreitenden Entwicklungen der modernen Biomedizin und Gentechnologie 

Bioethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 53 [58 f., 62 f.], der im übrigen ex-
plizit auf die totale Verweigerungshaltung verweist, welche die Kennedy Foundation im 
Hinblick auf einen von ihm formulierten Förderantrag an den Tag gelegt hat). Ebenso fi ndet 
sich der Hinweis, daß der von Potter vertretene Ansatz der Bioethik (hierzu sogleich unter 
C. I.) nicht zuletzt an mangelnder fi nanzieller Unterstützung gescheitert ist; vgl. Reich, The 
Word „Bioethics“: The Struggle Over Its Earliest Meanings, in: Kennedy Institute of Ethics 
Journal 1995, 19 (23).

25 Bauer, Ethik in der Biomedizin, in: Universitas 2001, 239.
26 So jedoch Pellegrino, The Origins and Evolution of Bioethics: Some Personal Refl ec-

tions, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 73 (83).
27 Hierzu etwa: Reiter, Bioethik und Bioethikkonvention, in: APuZ B 6/99, 3 ff. Vgl. 

ferner: Wagner Pfeifer, Was können Ethikkommissionen leisten? – Rechtsbildung durch 
Ethiker am Beispiel des Gentechnikrechts, in: Zeitschrift für Schweizer Recht 2000, 313 
(317). Irrgang, Einführung in die Bioethik, 2005, S.  9, weist etwa darauf hin, daß der Bio-
ethik für eine philosophische Disziplin „eigentlich alles“ fehle: „einheitliche Grundprin-
zipien, eindeutige Abgrenzungskriterien, gemeinsame Probleme und Diskussion.“ Auch in 
der Umbenennung der BEK soll sich die grundsätzliche Kritik an der Bioethik als Wissen-
schaftsrichtung äußern; vgl. Degener, Chronologie der Bioethik-Konvention und ihre 
Streitpunkte, in: KritV 81 (1998), 7 (20).

28 Reich, The Word „Bioethics“: The Struggle Over Its Earliest Meanings, in: Kennedy 
Institute of Ethics Journal 1995, 19 (30); hierzu näher sogleich. Indes weist Callahan selbst-
kritisch darauf hin, daß es sich nicht um eine „fi rst-rank intellectual discipline“, sondern 
eher um ein „academic ghetto“ handele; Callahan, The Hastings Center and the Early Years 
of Bioethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 53 (69 f.).

29 Reich, The „Wider View“: André Hellegers’s Passionate, Integrating Intellect and the 
Creation of Bioethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 25 (48).

30 Die Roboethik befaßt sich mit der ethischen Bewertung der Handlungen von Ro-
botern.

31 Die Zuordnung der Neuroethik zur Bioethik ist noch umstritten. Allgemein zu den 
rechtlichen Implikationen neuroethischer Fragestallungen: Schleim/Spranger/Walter, Von 
der Neuroethik zum Neurorecht? Der Beginn einer neuen Debatte, in: Nervenheilkunde 
2007, 813 ff.

32 Litton, „Nanoethics“? What’s New? in: Hastings Center Report 2007 (Januar/Febru-
ar), 22 ff.; Wolbring, BioTech, NanoBio-Tech, SynBio-Tech, NanoSynBio-Tech? The Chan-
ging Face of Biotech Law (Part I), in: Journal of International Biotechnology Law 2007, 
177 ff.; ders., BioTech, NanoBio-Tech, SynBio-Tech, NanoSynBio-Tech? The Changing 
Face of Biotech Law (Part II), in: Journal of International Biotechnology Law 2007, 
221 ff.
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sorgt hier grundsätzlich für die erforderliche Dynamik33. Dem Kreis hinterfra-
gungswürdiger Praktiken und Techniken werden somit auch solche Materien 
zugeordnet, die nach überkommenem Verständnis klassische Bestandteile von 
Rechtsgebieten wie beispielsweise des Medizin-, Bildungs-34, Versicherungs-, 
Arbeits-, Agrar-35, Lebensmittel- oder Verbraucherschutzrechts36 waren. Mit-
unter fi ndet sich auch der Ansatz, die gesamte rechtliche Befassung mit Fragen 
der Biomedizin und Gentechnologie als „Bioethik“ zu deklarieren37.

Eine besonders interessante, temporär angelegte Form dieses umfassenden 
Verständnisses zeigt sich in der nachträglichen Deklarierung historischer Do-
kumente als „bioethisch“. Ein prominentes Beispiel hierfür ist der sogenannte 
Nürnberger Codex38, eine allgemeine Richtlinie für die Zulässigkeit ärztlicher 
Experimente am Menschen, die vom amerikanischen Militärtribunal I in sei-
nem Nürnberger Urteil vom 20.  8. 1947 aufgestellt worden ist39. Obwohl mehr 
als 20 Jahre vor der erstmaligen Verwendung des Begriffs „Bioethik“ entstan-
den, gilt der Nürnberger Codex heute nach allgemeinem Verständnis als klas-
sisches Beispiel bioethischer Regulierung40.

Aber auch das 18. Jahrhundert hat bereits bioethische Abhandlungen her-
vorgebracht. So werden beispielsweise die Schriften des Schotten John Grego-
ry (1724–1773), die sich etwa mit der medizinischen Betreuung Sterbender, 
der ärztlichen Schweigepfl icht oder dem Mißbrauch von Patienten zu For-

33 Ein Hinweis darauf, wie wichtig diese Ankoppelung für das „Überleben“ der Bioethik 
war, fi ndet sich bei Callahan, The Hastings Center and the Early Years of Bioethics, in: 
Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 53 (59 f.). Zur Konnexität zwischen technischem 
Fortschritt und ethischer Analyse auch Birnbacher, Analytische Einführung in die Ethik, 
2003, S.  61.

34 Zu bioethischen Aktivitäten im Bereich des Bildungsrechts: Le Bris/Knoppers/Lu-
ther, International Bioethics, Human Genetics, and Normativity, in: Houston Law Review 
1997, 1363 (1365).

35 Zu den „indirekten bioethischen Implikationen“ des Agrarrechts äußert sich beispiels-
weise Elizalde, Bioethics as a New Human Rights Emphasis in European Research Policy, 
in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1992, 159 (165).

36 Vgl. Elizalde, Bioethics as a New Human Rights Emphasis in European Research 
Policy, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1992, 159 (165).

37 Anklänge in diese Richtung fi nden sich bei Poland, Bioethics, Biolaw, and Western 
Legal Heritage, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 2005, 211 ff.

38 Abgedruckt bei Wille, NJW 1949, 377. Allgemein hierzu: Katz, Human Sacrifi ce and 
Human Experimentation: Refl ections at Nuremberg, in: Yale Journal of International Law 
1997, 401 ff.

39 Vgl. Spranger, Fremdnützige Forschung an Einwilligungsunfähigen, Bioethik und kli-
nische Arzneimittelprüfung, in: MedR 2001, 238 (239).

40 Honnefelder, Die Herausforderung der Bioethik: Zukünftige Humanität, in: Die poli-
tische Meinung 2001, 5 (9). Zu diesem Verständnis auch: Le Bris/Knoppers/Luther, Inter-
national Bioethics, Human Genetics, and Normativity, in: Houston Law Review 1997, 
1363 (1381 f.).
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schungszwecken befassen41, als bioethisches Gedankengut deklariert42. Die 
Einordnung dieser Untersuchungen in den Kontext der Bioethik wird vor 
allem damit begründet, daß Gregory unter dem Einfl uß der philosophischen 
Schriften David Humes (1711–1776), insbesondere seines Hauptwerkes „A 
treatise of human nature“, gestanden habe43.

In Ermangelung bereichsspezifi scher positivrechtlicher Vorgaben für die be-
handelten medizinischen Problembereiche blieb freilich im 18 Jahrhundert zur 
Entwicklung entsprechender Lösungsansätze gar keine andere Möglichkeit 
als der Rückgriff auf die Argumentationswege, welche die Philosophie als 
klassische Disziplin lieferte44. Folgerichtig ist die Rechtswissenschaft jener 
Zeit nicht nur in Fragen der Fundierung, sondern auch mit Blick auf die prak-
tische Umsetzung tief in philosophischem Gedankengut verwurzelt. Dem kor-
respondiert die breit gefächerte akademische Ausbildung der damaligen Bil-
dungselite. Hume selbst etwa gilt zwar als Philosoph und Geschichtsforscher, 
studierte aber ab 1723 Rechtswissenschaften45. Seine berufl iche Tätigkeit war 
zeitweise die eines Bibliothekars, ebenso arbeitete er jedoch im diplomatischen 
Dienst46; in seinen für die Volkswirtschaftslehre bedeutsamen Untersuchungen 
widmete er sich zudem Fragen des internationalen Handels und des Zinses.

Gregorys Vorgehensweise war somit ebenso wie diejenige Humes bestimmt 
durch die spezifi sche Gestalt akademischer Ausbildung, die historische ge-
wachsene Bedeutung der Philosophie für praktische Lösungsansätze sowie 
den Mangel an positiv gefassten normativen Vorgaben. Mit der heutigen Bio-
ethik läßt sich diese Situation offenkundig nicht vergleichen. Somit sind im 
18. Jahrhundert die Anfänge moderner Medizinethik47 zu fi nden, die ihrer-
seits die Keimzelle der Bioethik darstellt48. Aus diesem Nukleus entwickelte 
sich im Laufe von nur gut drei Jahrzehnten eine Disziplin, die weltweit – auf 
regionaler, nationaler und internationaler Ebene – auf reges Interesse stößt. 

41 Vgl. McCullough, Bioethics in the Twenty-First Century: Why We Should Pay Atten-
tion to Eighteenth-Century Medical Ethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1996, 
329 (330 f.).

42 McCullough, Bioethics in the Twenty-First Century: Why We Should Pay Attention to 
Eighteenth-Century Medical Ethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1996, 329 ff.

43 So McCullough, Bioethics in the Twenty-First Century: Why We Should Pay Attention 
to Eighteenth-Century Medical Ethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1996, 329 
(331).

44 In gleichem Maße waren die Naturwissenschaften eng mit philosophischen Fragestel-
lungen verknüpft; vgl. Örs, Biomedical Ethics and the Limits of Philosophy, in: Kuçuradi 
(Hrsg.), Ethics of the Professions: Medicine, Business, Media, Law, 1999, S.  36 (46).

45 http://www.philosophenlexikon.de/hume.htm [26.  01. 2006].
46 Siehe auch Brockhaus Enzyklopädie, 21.  Aufl . 2006, Band  12, Stichwort „Hume, Da-

vid“.
47 Für eine Qualifi zierung der Ausführungen Gregorys als Medizinethik auch: Kuhse/

Singer, What is bioethics? A historical introduction, in: dies. (Hrsg.), A Companion to Bi-
oethics, 2001, S.  3 (6).

48 Hierzu Kapitel 1 B. II.
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Die bioethische Diskussion erreicht mittlerweile eine allgegenwärtige Bedeu-
tung und damit eine Dimension, der sich die rechtliche Befassung mit den 
Herausforderungen der modernen Bio- und Gentechnologie nur schwer ver-
schließen kann.

Ein besonders einprägsames Beispiel liefert insoweit die Allgemeine Erklä-
rung der UNESCO über das menschliche Genom und Menschenrechte. 
Grundsätzlich bemüht sich die UNESCO um die Hebung des kulturellen Ni-
veaus in den Mitgliedstaaten. Der überkommene Tätigkeitsbereich der Orga-
nisation umfaßt daher die Verbesserung der Völkerverständigung und der 
Volksbildung, die Ermöglichung von Kontakten zwischen Wissenschaftlern, 
die Förderung unterschiedlicher Studien, aber auch die Erhaltung des Welt-
kulturerbes49. Fragen der Humangenomforschung fügen sich in dieses traditi-
onelle Aufgabenspektrum nicht ohne weiteres ein50. Diese offensichtliche Ver-
werfung hat dazu geführt, daß bei der UNESCO ein gewisser Rechtferti-
gungsbedarf gesehen und von offi zieller Seite bei verschiedener Gelegenheit 
auf die Zuständigkeitsfrage eingegangen wurde.

Ihre Zuständigkeit für die Befassung mit bioethischen Fragestellungen leitet 
die UNESCO nach dieser offi ziellen Lesart aus der Präambel ihrer Satzung ab, 
wonach „ein ausschließlich auf politischen und wirtschaftlichen Abma-
chungen der Regierungen beruhender Friede die einmütige, dauernde und auf-
richtige Zustimmung der Völker der Welt nicht fi nden könnte, und daß des-
halb der Friede, wenn er erhalten bleiben soll, in der geistigen und moralischen 
Solidarität der Menschheit verankert werden muss“51; die UNESCO habe da-
her auch eine „ethische Mission“ zu erfüllen52. Mittels dieses Begründungsan-
satzes ließe sich der Kompetenzbereich der UNESCO unter Umständen auch 
auf andere Fragestellungen von allgemeinem Interesse erstrecken. Daß die 
UNESCO gleichwohl den nunmehr eingeschlagenen Weg weiterhin beschrei-
ten will, verdeutlicht die Verabschiedung der Internationalen Erklärung über 
humangenetische Daten am 16. Oktober 200353 ebenso wie die Annahme der 
Erklärung zu Bioethik und Menschenrechten am 19. Oktober 200554.

49 Siehe im einzelnen §  1 der UNESCO-Satzung.
50 So auch: Herdegen/Spranger, Erläuterung zur Allgemeinen Erklärung der UNESCO 

über das menschliche Genom und Menschenrechte, in: Herdegen (Hrsg.), Internationale 
Praxis Gentechnikrecht, IP-GenTR, Band  2, Teil  5 I 6, Rn.  2.

51 http://www.unesco.de/verfassung.html?&L=0[21.  01. 2010].
52 Gros Espiell, Introduction, in: Division of the Ethics of Science and Technology of 

UNESCO (Hrsg.), Birth of the Universal Declaration on the Human Genome and Human 
Rights, 1999, S.  1 (2). Siehe auch ten Have, The Activities of UNESCO in the Area of 
Ethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 2006, 333 f.

53 Hierzu Kapitel 3 B. IV.
54 Zu den Grundlagen und Kernpunkten der Erklärung: Wagner-Kern, UNESCO-De-

klaration zu Bioethik und Menschenrechten, in: Rechtsdienst der Lebenshilfe 2006, 41 ff.
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Als besonders relevant muß in diesem Kontext auch das zunächst unter 
„Bioethikkonvention“ fi rmierende, nunmehr jedoch als Biomedizinüberein-
kommen bekannte „Europarats-Übereinkommen zum Schutz der Menschen-
rechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie 
und Medizin: Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin vom 4. 
April 1997“55 genannt werden, das in Teilbereichen ethischen Prinzipien in 
Rechtsform Geltung verschafft.

Die Disziplin der Bioethik kann damit als in jeder Hinsicht expansiv be-
schrieben werden. Sie dehnt sich mit Blick auf die Rechtswissenschaften so-
wohl intern, also innerhalb der spezifi schen Fragen des Biomedizin- und Gen-
technikrechts, als auch extern auf andere, mehr oder weniger verwandte 
Rechtsgebiete aus. Unter temporären Gesichtspunkten erfolgt zudem eine um-
fängliche Befassung mit historischen Sachverhalten und Dokumenten, wo-
durch die Disziplin auf eine stabilere, zumindest aber breitere Argumentati-
onsbasis gestellt wird. Dieser Bedeutungszuwachs bioethischer Fragestellun-
gen führt gleichzeitig zu einer ständigen Erweiterung des Kreises der in die 
Diskussion involvierten Institutionen und Personen. Eine Stagnation oder gar 
Umkehrung dieser schier „endlosen Expansion“56 ist derzeit noch nicht merk-
lich spürbar. Die zumindest in den USA punktuell zu registrierende Tendenz, 
sich in einer gewissen Abkehr vom denkbar weiten Betätigungsfeld als Bio-
ethiker wieder verstärkt spezifi schen Fragestellungen zuzuwenden57, steht al-
lenfalls an ihrem Anfang und strahlt nicht mit umfassender Breitenwirkung 
auf die allgemeine Entwicklung aus. Ganz im Gegenteil erschließt sich die 
Bioethik neue Gebiete des technischen Fortschritts, wie etwa die Nanotechno-
logie oder die Neurowissenschaften.

Der hier beschriebenen Befassung mit bioethischen Fragestellungen58 kor-
respondiert im rechtswissenschaftlichen Kontext erstaunlicherweise keine 
umfassende Übersicht bzw. spezifi sch rechtliche Auseinandersetzung mit der 
Frage, was genau unter „Bioethik“ zu verstehen ist und welche Rolle dieser 

55 ETS No. 164.
56 So Pellegrino, The Origins and Evolution of Bioethics: Some Personal Refl ections, in: 

Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 73 (84).
57 Vgl. Pellegrino, The Origins and Evolution of Bioethics: Some Personal Refl ections, 

in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 73 (84), der auch darauf hinweist, daß sich bei 
der Gründung der neuen American Society for Bioethics and the Humanities eine kleine 
Gruppe der an philosophischen Fragen interessierten Mitglieder zu einer „interest group“ 
innerhalb der Gesellschaft zusammengefunden hat. Auch Callahan merkt an, daß in den 
letzten Jahren die Tendenz festzustellen sei, sich nicht mehr der Bioethik in ihrer gesamten 
Bandbreite zu widmen, sondern allenfalls ein oder zwei spezifi sche Fragestellungen zu un-
tersuchen; vgl. Callahan, The Hastings Center and the Early Years of Bioethics, in: Kenne-
dy Institute of Ethics Journal 1999, 53 (64).

58 Eine im Januar 2001 bei der US-amerikanischen National Library of Medicine durch-
geführte Internetrecherche ergab bei Eingabe der Suchbegriffe „bioethic“ und „law“ 2.931 
Treffer.
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Disziplin bei der juristischen Normsetzung und Normanwendung bzw. -inter-
pretation tatsächlich zukommt oder überhaupt zukommen darf. Es liegt zu-
mindest die Vermutung nahe, daß neben dem Vorteil der Verschlagwortung 
die defi nitorische Offenheit bzw. inhaltliche Dehnbarkeit des Begriffs wesent-
lich zur raschen und weiten Verbreitung beigetragen hat. Im Folgenden soll 
der Versuch unternommen werden, Herkunft, Inhalt und die praktischen Aus-
wirkungen der Bioethik im Kontext der Rechtssetzung und spezifi sch juristi-
schen Normanwendung auf bio- und gentechnologischem Gebiet zu klären 
und einer kritischen Bewertung zu unterziehen. Letztlich geht es so um die 
Operationalität der mittlerweile etablierten positivrechtlichen Standards.

Dabei kann und soll vor dem Hintergrund der rechtspraktischen Ausrich-
tung der Untersuchung explizit keine umfassende Darlegung philosophischer 
bzw. ethischer Grundlegungen geleistet werden, zumal das allgemeine Ver-
hältnis zwischen Philosophie und Recht bereits seit Jahrhunderten zu den breit 
behandelten Fundamentalthemen der Rechtswissenschaften zählt. Angestrebt 
wird folglich kein Beitrag zur (Rechts-) Philosophie, sondern zur Praxis der 
Rechtssetzung und -anwendung bzw. zur Fähigkeit des Rechts, mit durch 
ethische Erwägungen dominierten Prinzipien zu arbeiten. Die die philoso-
phischen Grundlegungen betreffenden Ausführungen beschränken sich inso-
weit auf die für eine vornehmlich rechtliche Behandlung unabdingbaren Kern-
elemente und erheben in keiner Weise den Anspruch eines philosophischen 
oder gar ethischen Beitrags.

Gleichermaßen verdient besondere Erwähnung, daß Ethik, Völkerrecht und 
nationale, insbesondere verfassungsrechtliche Regelungsansätze auf zahl-
reiche gleichlautende Termini und Konzepte Bezug nehmen, ohne daß inso-
weit ein einheitliches Begriffsverständnis oder gar ein identisches Konzept 
vorliegen würde. Verdeutlichen läßt sich diese Divergenz am Beispiel der Men-
schenwürde, die zwar geschrieben oder ungeschrieben hinter allen Verfas-
sungen demokratischer Rechtsstaaten des europäisch-atlantischen Rechts-
kreises steht59, von den jeweiligen Rechtsordnungen aber gleichwohl abwei-
chend interpretiert und mit unterschiedlicher Rechtsqualität versehen wird. 
Das historisch begründete spezifi sch deutsche Leitbild der Menschenwürde 
kann so eindeutig nicht mit Würdekonzeptionen in anderen europäischen 
oder angloamerikanischen Rechtsordnungen gleichgesetzt werden.

Vor diesem Hintergrund sind Ausführungen zur deutschen Rechtssetzung 
stets durch die Reichweite der deutschen Staatlichkeit begrenzt. Dies gilt ins-
besondere dann, wenn die sich aus einer internationalen Regulierung – etwa 
zum Klonen von Menschen – auf nationaler Ebene ergebenden Umsetzungs-
probleme anhand nationaler Verfassungsstandards thematisiert werden. Der 

59 Isensee, Menschenwürde: die säkulare Gesellschaft auf der Suche nach dem Absolu-
ten, in: AöR 131 (2006), 173 (210).
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Rückgriff auf das deutsche Normverständnis soll insoweit nicht einer Vermi-
schung der normativen Ebenen das Wort reden, sondern lediglich die Wahr-
nehmbarkeit der Problematik schärfen und diese zugleich für die deutsche 
Verfassungsdiskussion fruchtbar machen. Dies gilt insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass die rechtliche Befassung mit der reproduktiven Klonierung im 
internationalen Schrifttum von einer bemerkenswerten argumentativen Di-
versität geprägt ist und demntsprechend vielschichtig verläuft. Im Um-
kehrschluß wird ausdrücklich nicht der – von vornherein untaugliche – Ver-
such unternommen, internationale Dokumente in das Korsett nationaler Ver-
fassungsinterpretation zu zwängen.

B. Der Begriff der Bioethik

Der Begriff der Bioethik reichert das griechische Wort ethos (Sitte, Gewohn-
heit, Brauch) um das Element des bios (Leben) an. Damit wird zugleich der 
Untersuchungsgegenstand dieser besonderen Ausprägung ethischer Refl exion 
bezeichnet: Das Leben in all seinen Stadien, Ausprägungen und Interaktionen. 
Bioethik kann so bezeichnet werden als die Beschäftigung mit ethischen Fra-
gen, die sich in der Praxis der biologischen Disziplinen ergeben60.
Gestalt und Gehalt der Bioethik unterliegen spezifi schen Anforderungen, die 
teilweise an die bereits zur Ethik umrissenen Kategorien anknüpfen, mitunter 
jedoch auch zu völlig neuen Konzeptionen führen. Im Folgenden werden zu-
nächst die historische Entwicklung des Begriffes nachgezeichnet sowie die 
verschiedenen Strömungen vorgestellt, denen ein besonderer Einfl uß auf die 
bioethische Diskussion zuzusprechen ist. Des Weiteren wird die Entwicklung 
hin zur modernen Bioethik skizziert, bevor die Wechselwirkungen zwischen 
Bioethik und Recht in den Mittelpunkt der Betrachtung rücken.

I. Zum Ursprung der Terminologie

Der Begriff der Bioethik taucht erstmals Anfang der 70er Jahre des 20. Jahr-
hunderts auf. Nahezu zeitgleich bedienen sich die in den Vereinigten Staaten 
tätigen Mediziner Van Rensselaer Potter und André Hellegers61 der Termino-
logie. Während der in Madison an der University of Wisconsin forschende 

60 Gillon, Bioethics, Overview, in: Chadwick (Hrsg.), The Concise Encyclopedia of the 
Ethics of New Technologies, 2001, S.  1 (2).

61 Zur Person Hellegers: Reich, The „Wider View“: André Hellegers’s Passionate, Inte-
grating Intellect and the Creation of Bioethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1999, 
25 ff.
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Potter schon 1970 in einem Zeitschriftenbeitrag von „Bioethik“ spricht62 und 
1971 eine Monographie zur Thematik herausgibt63, ist Hellegers 1971 an der 
Georgetown University federführend bei der Gründung des „The Joseph and 
Rose Kennedy Institute for the Study of Human Reproduction and Bio ethics“64 
(im folgenden: Kennedy Institute) tätig. Das Recht der Wortschöpfung nimmt 
darüber hinaus R. Sargent Shriver für sich in Anspruch65, der als Ehemann 
von Eunice Kennedy Shriver in führender Position bei der Joseph P. Kennedy, 
Jr. Foundation tätig war66, die ihrerseits die Gründung des Kennedy Institute 
vorangetrieben und unterstützt hat.

Die Möglichkeit einer zeitgleichen, unabhängig voneinander erfolgten 
Wortschöpfung dürfte als unwahrscheinlich ausscheiden67. Da sich in den Un-
terlagen des Kennedy Institute bis zehn Tage vor seiner Gründung am 1. Juli 
1971 kein expliziter Hinweis auf „Bioethik“ als Tätigkeitsschwerpunkt der 
neuen Institution fi ndet, deutet vieles darauf hin, daß ein Artikel in der Time, 
der am 19. April 1971 erschienen ist, auf die Namensgebung des Instituts 
maßgeblich Einfl uß genommen hat. In diesem Beitrag wird jedoch ausdrück-
lich auf die Monographie von Potter verwiesen, die ihrerseits im Titel den 
Begriff „Bioethics“ führt. Berücksichtigt man darüber hinaus den bereits an-
gesprochenen Zeitschriftenbeitrag von Potter, der unabweislich die erste be-
kannte Publikation zur Bioethik darstellt, so weist alles darauf hin, daß es 
sich bei ihm – wenngleich er den Begriff eher auf den Schutz der Biosphäre 
bezog68 – um den Wortschöpfer handelt69.

62 Potter, Bioethics, science of survival, in: Biology and Medicine 14 (1970), 127 ff.
63 Potter, Bioethics: Bridges to the Future, 1971.
64 Das Institut wurde später in „Kennedy Institute of Ethics“ umbenannt; vgl. Reich, 

Revisiting the Launching of the Kennedy Institute: Re-visioning the Origins of Bioethics, 
in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1996, 323.

65 Capron/Michel, Law and Bioethics, in: Loyola of Los Angeles Law Review 1993, 25 
(26), sehen als Kandidaten einzig R. Sargent Shriver und Van Rensselaer Potter.

66 Vgl. im einzelnen: Reich, Revisiting the Launching of the Kennedy Institute: Re-visio-
ning the Origins of Bioethics, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1996, 323 (324).

67 So aber Reich, The Word „Bioethics“: Its Birth and the Legacies of those Who Shaped 
it, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1994, 319 (328), der diese Einschätzung jedoch 
später zu revidieren scheint : „Within months after Potter had introduced his new word 
„bioethics“ [.  .  .], the Georgetown scholars initiated a use of the word [.  .  .]“ (Reich, The 
Word „Bioethics“: The Struggle Over Its Earliest Meanings, in: Kennedy Institute of Ethics 
Journal 1995, 19 [20]). Reich spricht im folgenden sogar von der „founding role of Potter“ 
und gibt im Gegenzug seine Fehlbewertung zu, datiert diese jedoch vor allem auf eine Mo-
nographie aus dem Jahre 1978 (Reich, The Word „Bioethics“: The Struggle Over Its Ear-
liest Meanings, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1995, 19 [24]).

68 Kuhse/Singer, What is bioethics? A historical introduction, in: dies. (Hrsg.), A Com-
panion to Bioethics, 2001, S.  3.

69 So auch Fluss, An International Overview of Developments in Certain Areas, 1984–
1994, in: Mazzoni (Hrsg.), A Legal Framework for Bioethics, 1998, S.  11 (22). Die abwei-
chende Bewertung von Reich, The Word „Bioethics“: Its Birth and the Legacies of those 
Who Shaped it, in: Kennedy Institute of Ethics Journal 1994, 319 (328) dürfte auf sein 


